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Presseerklärung zum Urteil des Bundesgerichtshofs   Bochum, den 20.07.2012 
 
 
 
Die Auffassung, dass auch psychisch Kranke Träger von Bürger- und Menschenrechten sind 
setzt sich fort. Der XII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 20. Juni 2012 beschlossen, 
dass der Eingriff in den Körper gegen den erklärten Willen nach Betreuungsrecht keine 
gesetzliche Grundlage hat. Auch die Unterstellung von Krankheitsuneinsichtigkeit schaffe keine 
Rechtfertigung. 
 
Wir begrüßen dieses Urteil.  
 
Wer ermessen will, wie grundlegend die Missachtung unserer Rechte ist, der vergegenwärtige 
sich, dass bei Psychiatrie-Erfahrenen der Eingriff in den Körper gegen den erklärten Willen 63 
Jahre lang ohne gesetzliche Grundlage stattfinden konnte. Das Betreuungsrecht, enthalten in 
den § 1896 bis § 1908 BGB spricht dieses Thema nicht an. Es gab auch keinen 
Richtervorbehalt! Ein Betreuer (jeder kann Betreuer werden) nickte den Psychiaterwunsch ab.  
 
Viele Zwangsbehandelte erleben diese Eingriffe als Folter. Dass dies nicht nur subjektives 
Erleben ist, belegt die drastisch verkürzte Lebenserwartung Psychiatrie-Erfahrener. 
Untersuchungen sprechen von 25-32 Jahren Lebensverkürzung, die Deutsche Gesellschaft 
Soziale Psychiatrie gibt immerhin 20 bis 25 Jahre Lebensverkürzung zu.  
 
Wir werden uns in den kommenden Monaten mit aller Kraft dafür einsetzen, dass der 
Gesetzgeber diese Zustände nicht durch ein neues Gesetz „legalisiert“.  
 
 
Der Vorstand des Bundesverbands Psychiatrie-Erfahrener e. V. 
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